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Der Bund hat aus den Fehlern im
Krisenmanagement wenig gelernt
Der Bundesrat hat die Empfehlungen aus der Sicherheitsverbundsübung 2019 verabschiedet – sie klingen erschreckend aktuell

GEORG HÄSLER SANSANO, BERN

Plötzlich waren alle in den Ferien. Nur
nicht das Virus. Es schlummerte sich
durch den Sommer, während die Bevöl-
kerung draussen die wiedergewonnene
Freiheit feierte. Die mahnenden Worte
derWissenschaft verhallten anscheinend
ungehört.Man sei von der zweitenWelle
überrascht worden, lautet das gängige
Narrativ in Bern – vor allem von deren
Heftigkeit, wird manchmal noch klein-
laut nachgeschoben.Tatsächlich erschien
die Schweiz im Spätherbst als roter Fleck
auf der Europakarte, als Hotspot der
Neuansteckungen. Die Behörden wirk-
ten nervös, die Bundespräsidentin sprach
gar von einem «Gstürm». Schuld sei der
Föderalismus, monierten die einen, die
anderen machten das erfolgreiche Lob-
bying der Wirtschaft dafür verantwort-
lich.Nur ein harter Lockdown könne die
Verbreitung des Virus eindämmen.

Doch versagt haben nicht das föde-
rale System und der zurückhaltende
Ansatz bei den Massnahmen, sondern
das Risiko- und Krisenmanagement
der Schweiz, und zwar mit Ansage. Der
Bund hielt sich im Ernstfall nicht an die
Grundsätze, die er zusammen mit den
Kantonen erarbeitet und wiederholt ge-
übt hatte – insbesondere auch für den
Fall einer Pandemie. Das Epidemien-
gesetz und der Pandemieplan, die bei-
den wesentlichen Grundlagen der Vor-
sorge und Bewältigung, sind unter ande-
rem das Resultat der Krisentrainings von
2005 und 2014.Noch imNovember 2019,
wenige Wochen vor dem Ausbruch der
Corona-Krise in China, übte der Sicher-
heitsverbund Schweiz die Bewältigung
eines Terroranschlags. Das Szenario be-
traf zwar vor allem die Polizei und den
Nachrichtendienst. Die Erkenntnisse für
die Führung haben aber für alle Typen
von Krisen Gültigkeit.Denn imErnstfall
sollte eigentlich nicht zuerst ein Organi-
gramm entworfen werden, wie dies jetzt
geschieht. Doch davon später.

Training als lästige Pflicht

Am Mittwoch nahm der Bundesrat nun
den Schlussbericht der Sicherheitsver-
bundsübung 2019 (SVU 19) zur Kenntnis.
Das Verteidigungsdepartement (VBS)
unterbreitete der Landesregierung fünf-
zehn Empfehlungen des Übungsleiters,
dem Berner Alt-Regierungsrat Hans-
Jürg Käser. Sie knüpfen an die Erkennt-
nisse aus den Trainings der vergangenen
Jahre an.Die Übungskultur und das Kri-
senmanagement wurden nach demEnde
des Kalten Kriegs neu aufgestellt, ent-
militarisiert und auf zivile Bedrohungen
ausgerichtet. Trotzdem werden die Trai-
nings belächelt und als lästige Pflicht be-
trachtet, ein bisschen wie Pfadiübungen.
In einer richtigen Krise sei sowieso alles
anders und Schubladenentschlüsse funk-
tionierten in der Realität nicht, sagen
namhafteVertreter in der Bundesverwal-
tung. In Bern stehen sich somit Anhän-
ger einer systematischen Vorsorge und
Freunde einer Krisenbewältigung von
Tag zu Tag gegenüber.

Mit Blick auf den aktuellen Ernstfall
stechen drei Empfehlungen des Teams
um Hans-Jürg Käser zur SVU 19 beson-
ders ins Auge:

1. Gesamtkoordination der Ressour-
cen: Hier geht es um die zentrale Ko-
ordination der Mittel aus einer Hand.
Dies ist die Aufgabe des Bundesstabs
Bevölkerungsschutz (BST B), eigentlich
das zentrale Organ zur Krisenbewälti-
gung auf Stufe Bund. Organisatorisch
ist der BST B imVBS angesiedelt, wäre
aber ein Stab des Bundes. Hier sollten
die Fäden zusammenlaufen: sowohl in
der Früherkennung einer Krise, als auch
bei der Zuteilung von Ressourcen oder
der Erarbeitung von Handlungsoptio-
nen für die strategische Stufe. Sollte,
denn der BST B fristet ein Mauerblüm-
chendasein am Rand der aktuellen
Organigramme.

2. Verbindlicher Führungsprozess: In
der SVU 19 lag dasAugenmerk auf dem
Umgangmit einer terroristischenBedro-
hung.Deshalb bezieht sich die Empfeh-
lung auf die Prozesse der Polizeikorps.
In einer Krise, wo mehrere Akteure
oft zum ersten Mal zusammenarbeiten,
wären einheitliche Abläufe eine zen-
trale Konvention. Dies gilt für alle Pha-
sen einer Krise und über alle Staatsstu-
fen hinweg. Ein Blick auf die derzeitige
Organisation der Zusammenarbeit lässt
vermuten, dass nicht in Form von struk-
turierten, auch unter Stress funktionie-
renden Führungsprozessen gearbeitet
wird. Vielmehr gilt in Bern das Prinzip
Vollversammlung.

3. Krisenkommunikation auf poli-
tischer Ebene: Die Übungsleitung
wünscht sich eine Teilnahme der Exe-
kutivebene von Bund und Kantonen
an einer künftigen integrierten Übung.
«Eine mehrtägige Stabsrahmenübung
eignet sich gut, um Abläufe realistisch
zu spielen, Absprachen über alle Stu-
fen treffen zu können sowie eine Kon-
zentration der Kommunikation nach
dem Prinzip ‹one voice, one face, one
message› herbeizuführen», schreibt das
VBS. Eine gewisse Vielfalt der Auftritte
ist zwar Ausdruck der Meinungsvielfalt
in einem demokratischen Staatswesen.
Seit demAbgang von Daniel Koch fehlt
in der Kommunikation ein «Gesicht
der Krise» zur Identifikation. In den
Wochen vor der zweitenWelle hielt sich
auch die politische Stufe zurück. Unter-
dessen ist Bundesrat Berset wieder sehr
präsent und vertritt das Kollegium enga-
giert und loyal gegen aussen.

Die verbreitete Unlust der Departe-
mente,wirklich zu üben, beschränkt den
Lerneffekt und somit auch die mentale
Bereitschaft für den Ernstfall. Aus der
vertieften Auseinandersetzung mit Er-
eignissen, die hoffentlich nie eintreffen,
lässt sich kein Kapital für das politische
Tagesgeschäft schlagen. Dabei wäre das
System Schweiz auf ein Risiko- und Kri-
senmanagement auf der Basis einheit-
licher Strukturen und Prozesse angewie-
sen. Alle Beteiligten müssten unabhän-
gig vom konkreten Szenario die gleiche
Sprache sprechen, die gleichen Werk-
zeuge verwenden und die Schnittstellen
zu den wesentlichen Partnern kennen.
Zentral ist das Zusammenspiel zwischen
der Früherkennung von Warnsignalen
und der permanenten Entwicklung von
Handlungsoptionen für die strategische
Stufe, damit diese rechtzeitig handeln
und führen kann. Davon kann gegen-

wärtig keine Rede sein. Die Erfahrun-
gen im Ernstfall offenbaren die organi-
satorischen Mängel gnadenlos. Sie kos-
ten vor allem wertvolle Zeit und führen
am Ende zu einer Aneinanderreihung
von Sofortmassnahmen.Diese sind wie-
derum schwierig zu kommunizieren und
stiften Verwirrung. Es entsteht der Ein-
druck von Mikromanagement. Die gra-
vierendsten Folgen des Zeitverlusts
sind Todesfälle – und der Druck, schär-
fereMassnahmen zu ergreifen, die ganze
Branchen in ihrer Existenz gefährden.
Betroffen davon sind in der zweiten
Welle das Gastgewerbe, der Sport und
der Kulturbetrieb.

Kritisch wird es stets in den Über-
gängen zu einer neuen Phase der Krise.
Dies ist gerade jetzt deutlich zu beob-
achten. Zusätzlich zur zweiten Welle
droht mit dem mutierten Virus eine
«Epidemie in der Pandemie». Trotz
gegenwärtig sinkenden Zahlen muss der
Bundesrat präventiv handeln, um die
unkontrollierte Verbreitung doch noch
zu stoppen. Das Krisenmanagement
muss mehrere Zeitachsen gleichzeitig
im Griff haben und entsprechend kom-
munizieren. Das braucht Übersicht und
Standards. Deshalb ist es entscheidend,
dass in allen Phasen der Krise die glei-
chen Abläufe gelten. Doch genau dies
ist in der Schweiz schon in der ersten
Welle schiefgelaufen,was sich insbeson-
dere anhand der Rolle des BST B bele-
gen lässt. Dieser war zuvor als Resultat

verschiedener Übungen aus einem Stab
weiterentwickelt worden, der vor allem
bei Atom-, Bio- oder Chemieereignis-
sen zum Einsatz gekommen wäre. So
steht im Schlussbericht der Sicherheits-
verbundsübung 2014 klar, dass sich die
Überführung des Sonderstabs Pande-
mie in den Bundesstab ABCN bewährt
habe: «Der BST ABCN eignet sich für
die Bewältigung einer Grippepande-
mie.» Der Stab wurde zumBST B aufge-
wertet. Seine Kompetenzen und Aufga-
ben wären in einerVerordnung geregelt.

Kein klares Mandat

Eine Untersuchung des Center for Secu-
rity Studies (CSS) der ETHZ über das
Schweizer Krisenmanagement während
der erstenWelle kommt zum Schluss, dass
der BST B kein klaresMandat erhielt und
deshalb auch nur begrenzte Wirkung im
vorgesehenen Sinn entfalten konnte.Das
Innendepartement (EDI) und das Bun-
desamt für Gesundheit (BAG) blockten
zu Beginn der besonderen Lage gar stra-
tegische Diskussionen an den Sitzungen
des BST B ab. Unter anderem wohl des-
halb fehlte eine horizontal und vertikal
abgestützte Eventualplanung. Gemäss
den Weisungen für das Krisenmanage-
ment der Bundeskanzlei wurde schliess-
lich mit dem Beschluss der ausserordent-
lichen Lage für die strategische Stufe
noch der Krisenstab des Bundesrates
Corona (KSCB) eingesetzt, ein Ad-hoc-
Gremium,das bereits wieder aufgelöst ist.

Unterdessen wurde der BST B im
neusten Organigramm buchstäblich auf
die Seite links aussen verbannt. Gemäss
einem Strategiepapier des EDI und der
kantonalen Gesundheitsdirektorenkon-
ferenz (GDK) vom 22.Oktober 2020 ko-
ordinieren in der besonderen Lage jetzt
auf strategischer Stufe das BAG und das
Generalsekretariat des EDI mit einem
Steuerungsausschuss, der auch die Kan-
tone mit einbezieht. Der Lead liegt wei-
terhin bei ihnen. Operativ laufen die
Fäden bei der Task-Force BAG zusam-
men.Das Problem Pandemie ist somit im
EDI parkiert. Der Bund versucht, mög-
lichst im üblichen Verwaltungsmodus
weiter zu geschäften – nach dem Motto
«gäng wie gäng».

Von einer einheitlichen Struktur des
Krisenmanagements von der normalen
über die besondere zur ausserordent-
lichen Lage ist die Schweiz weiter ent-
fernt als zu Beginn der Krise.Auch wenn
sich die Koordination zwischen allen Be-
teiligten unterdessen wieder stark ver-
bessert hat, widerspricht die gegenwär-
tige Struktur allem, was bisher geübt
wurde – und lässt sich auf kein anderes
Szenario wie zum Beispiel eine Strom-
mangellage übertragen. Die Politik
scheint die Erkenntnisse der Vergan-
genheit zu ignorieren. Statt den Wert
der Trainings zu erkennen, wurde alles
neu aufgestellt.

In Notzeiten ist es wichtig, ein «Gesicht zur Krise» – im BildAlain Berset – zu haben.Dies fehlte zu Beginn der zweitenWelle. KEYSTONE

Der Bund hielt sich
im Ernstfall nicht an
die Grundsätze, die er
zusammen mit den
Kantonen erarbeitet
und wiederholt
geübt hatte.

NZZ Visuals / adi.QUELLE: STRATEGIEPAPIER DER GDK UND DES EDI-BAG VOM 22. OKTOBER 2020

Vereinfachte Darstellung. Abkürzungen: BAG: Bundesamt für Gesundheit, EDI: Eidgenössisches
Departement des Innern, GDK: Schweizerische Gesundheitsdirektorenkonferenz.
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Werden teure Masken auch bei uns bald Vorschrift?
Bayern hat die höhere Schutzkategorie beim Einkaufen und im öV für obligatorisch erklärt – auch in der Schweiz steigt die Nachfrage

SIMON HEHLI, DANIEL GERNY

Die drohende Verbreitung der mutier-
ten Virusvariante aus England und aus
Südafrika hat den bayrischen Minis-
terpräsidenten Markus Söder zu einem
drastischen Schritt veranlasst: Ab kom-
mendem Montag genügt es in sei-
nem Bundesland nicht mehr, einfache
Hygiene- oder Stoffmasken zu tragen.
Beim Einkaufen sowie in Bahnen und
Bussen des öffentlichen Nahverkehrs
sind Masken einer höheren Schutzkate-
gorie obligatorisch – die FFP2-Masken.
Auch der österreichische Gesundheits-
minister Rudolf Anschober kündigte am
Mittwoch an, dass seine Regierung eine
Ausweitung der Pflicht zum Tragen von
FFP2-Masken diskutieren werde.

Es zeichnet sich ab, dass die Debatte
auch auf die Schweiz überschwappen
wird. Die SP-Vizepräsidentin und Ge-
sundheitspolitikerin Barbara Gysi findet,
ein FFP2-Obligatorium sei zumindest
für den öV zu diskutieren. Sogenannte
FFP-Masken filtern die Luft besser als
gewöhnliche Hygienemasken, wobei es
drei Schutzklassen gibt: FFP1, FFP2 und
FFP3. FFP2-Masken filtern 94 Prozent
der Partikel bis zu einer Grösse von 0,6
Mikrometern aus der Luft. Bis anhin die-
nen solche professionellen Masken vor
allem dem Gesundheitsfachpersonal, das
direkten Kontakt zu Patienten mit einer
bestätigten oder vermuteten Covid-19-
Erkrankung hat.

Lehrer und Spitäler

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG)
empfiehlt FFP2-Masken bis jetzt nicht
für den privaten Gebrauch.Doch mit den
ansteckenderen Virusvarianten zeichnet
sich auch hierzulande eine wachsende
Nachfrage ab. So verlangt der Lehrerin-
nen- und Lehrerverband des Kantons
Basel-Landschaft (LVB) bereits jetzt,
dass Lehrpersonen auf Wunsch kosten-
los FFP2-Masken erhalten.Auch der na-
tionale Lehrerverband hält dies für sinn-
voll, wie die Präsidentin Dagmar Rös-
ler sagt. Eine Pflicht, FFP2-Masken zu
tragen, fordert der LVB-Präsident Ro-
ger von Wartburg zwar nicht. Es gelte
aber zu verhindern, dass die Schulen ein
zweites Mal schliessen müssten. «Die
Entscheidungsträger sollten deshalb
alles daransetzen, die Lehrerinnen und

Lehrer, welche den Schulbetrieb auf-
rechterhalten, bestmöglich vor Anste-
ckungen zu schützen.» Vor allem in Pri-
marschulen, in denen die Schüler keine
Masken tragen, sind die Lehrpersonen
einem höheren Risiko ausgesetzt – zu-
mal sich die mutierten Varianten unter
Kindern schneller zu verbreiten schei-
nen.Auch die Spitäler bereiten sich dar-
auf vor, dass sie als Folge der Mutatio-
nen wieder mehr Patienten mit Covid-19
behandeln müssen. «Dann wäre mit
einem steigenden Bedarf an FFP2-Mas-
ken zu rechnen», sagt Nicolas Drechsler
vom Universitätsspital Basel.

Kein Mangel

In Bayern führt das Obligatorium dazu,
dass die FFP2-Masken deutlich begehr-
ter wurden. Die Frage stellt sich, wie
es um die Versorgung der Schweiz mit

FFP2-Masken steht, sollten die Bewoh-
ner – freiwillig oder aus Zwang – plötz-
lich mehr davon nachfragen. Schliess-
lich dauerte es in der ersten Corona-
Welle im vergangenen Frühling lange,
bis genügend Hygienemasken verfüg-
bar waren. Das Onlinewarenhaus Gala-
xus hat im Vergleich zum Anfang des
Monats eine Verfünffachung der Bestel-
lungen von professionellen Masken fest-
gestellt. Ein Engpass zeichne sich derzeit
allerdings nicht ab, zumal Galaxus mit
mehreren Herstellern zusammenarbeite.
Auch beim Online-Shop Brack.ch gehört
«FFP2» seit Anfang dieser Woche zu den
meistgesuchten Begriffen.

Einen Mangel an Masken zeich-
net sich deshalb vorerst nicht ab. Die
Armeeapotheke hat Mitte Januar nach
eigenen Angaben mehr als 3,8 Millionen
FFP2-Masken an Lager. In den nächsten
Wochen würden weitere Lieferungen

von rund 4 Millionen Stück erwartet. Bei
Coop und Migros gibt man sich eben-
falls gelassen. «Wir haben seit dem Früh-
jahr grössere Mengen an FFP2-Mas-
ken beschafft und verfügen in unseren
Do-it-Geschäften über genügend Vor-
rat, um einen allfälligen Run auf diesen
Maskentyp auffangen zu können», sagt
der Migros-Sprecher Marcel Schlatter.
Dass auch die normalen Supermärkte
künftig die Spezialmasken verkaufen,
sei nicht geplant, aber denkbar.

Auch so sind die Auslagen für die
FFP2-Masken allerdings ein Thema. Pro
Stück kosten sie derzeit in der Schweiz
bei den meisten Anbietern zwei Franken
oder mehr – und sind damit rund zehn-
mal so teuer wie die einfachen Hygiene-
masken. Ob man FFP2-Masken mehr-
mals verwenden soll, ist umstritten. Ver-
braucht eine Familie jeden Tag mehrere
Masken, können die Kosten mehrere

hundert Franken im Monat betragen.
Für die SP-Vizepräsidentin Gysi ist des-
halb klar: «Falls ein Obligatorium an
gewissen Orten kommt, muss der Staat
die FFP2-Masken der Bevölkerung gra-
tis zur Verfügung stellen.»

Der Bart als Problem

Problematisch sind die FFP2-Masken
noch in anderer Hinsicht. Sie sind nicht
für Laien gedacht, und wenn sie nicht
ganz dicht auf der Haut aufliegen, ver-
lieren sie einen grossen Teil ihrer Fil-
ter- und Schutzwirkung. Das gilt insbe-
sondere für Männer, die nicht ganz glatt
rasiert sind. Für Aufregung sorgt des-
halb in Deutschland die Aussage eines
Hamburger Spitalhygienikers, wonach
Bartträger bei einer strikt durchgesetz-
ten FFP2-Pflicht eigentlich nicht mehr
in bayrische Läden und Fahrzeuge des
öffentlichen Verkehrs dürften. Die grüne
Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber
spricht sich aus einem weiteren Grund
gegen ein Obligatorium aus. FFP2-Mas-
ken seien für Menschen, die Schwierig-
keiten beim Atmen hätten, sehr unan-
genehm oder sogar gesundheitsgefähr-
dend: Sie bekämen viel weniger Luft
als mit den einfachen Hygienemasken.
Für alle anderen Personen hält Prelicz-
Huber eine Empfehlung, eine FFP2-
Maske zu tragen, für sinnvoll.

Gegen ein Obligatorium plädiert
auch die Spitalhygienikerin Sarah Tschu-
din-Sutter vom Universitätsspital Basel,
die auch der Covid-19-Task-Force des
Bundesrates angehört. «Derzeit bestehen
keine wissenschaftlichen Grundlagen, die
einen Wechsel auf FFP2-Masken nötig
erscheinen lassen.Wir gehen gegenwärtig
davon aus, dass die etablierten Massnah-
men ebenfalls gegen die Verbreitung der
neuen Covid-19-Variante wirken – wobei
der wichtigste Aspekt die konsequente
und richtige Anwendung ist.» Ähnlicher
Ansicht ist man im Bundesamt für Ge-
sundheit. Es werde derzeit nicht disku-
tiert, ob die Schweiz dem bayrischen Vor-
bild folgen sollte, sagte Patrick Mathys,
Leiter der Sektion Krisenbewältigung,
am Mittwoch vor den Medien. «Wir sind
nicht der Überzeugung, dass das der rich-
tige Weg ist, um das Mutantenvirus ein-
zugrenzen. Aber wir verfolgen gespannt,
was andere Länder für Erfahrungen ma-
chen mit dieser Massnahme.»

Anleitung für das korrekteAufsetzen:Die FFP2-Maske bietet nur richtigen Schutz, wenn sie eng auf der Haut liegt. C. BEUTLER / KEYSTONE

Big Brother prüft bei den Studenten mit
Die Corona-Pandemie verlangt nach neuen Prüfungsformaten an den Hochschulen – doch was tun, um Online-Schummeleien vorzubeugen?

ROBIN SCHWARZENBACH

Vorlesungen und Seminare ausschliess-
lich am Bildschirm. Keine Lehrveran-
staltungen in Hörsälen mehr seit An-
fang November, nachdem man bereits
fast das komplette Frühlingssemester zu
Hause am Computer statt an der Uni-
versität verbracht hat. Für Studentin-
nen und Studenten bleibt die Corona-
Pandemie eine Herausforderung – auch
wenn der «neue Alltag» an den höhe-
ren Bildungseinrichtungen von den ver-
schärften Massnahmen ab Montag nicht
betroffen ist. Und in den kommenden
Wochen stehen Prüfungen an, die mög-
licherweise über die Zukunft an der
Hochschule entscheiden und in allerlei
verschiedenen Formaten durchgeführt
werden: schriftlich an der sonst verlas-
senen Hochschule, online zu Hause oder
in einer Form dazwischen.

Von der Webcam fotografiert

Die Technik treibt hier mitunter seltsame
Blüten. Studenten der Wirtschaftsfakul-
tät der Universität Genf müssen auch in
diesem Semester in Kauf nehmen, dass
sie bei ihren Prüfungen im Home-Office
beobachtet werden: Die Webcam ihres
Laptops wird sie während der Examen
mehrmals fotografieren – um sicherzu-
stellen, dass die Aufgaben tatsächlich von
dem betreffenden Prüfling gelöst werden

und nicht von jemand anderem, wie die
Universität erläutert.

Die Software wäre auch in der Lage,
den Zugriff auf die Harddisk des Com-
puters und aufs Internet zu blockieren.
Diese Funktion kommt in Genf allerdings
nicht zum Einsatz. Die Zahl der aufge-
nommenen Fotos wurde zudem redu-
ziert, von ursprünglich mehreren tau-
send auf einige Dutzend. Dies, nachdem
sich Studenten im vergangenen Frühling
gegen diese Form der Überwachung ge-
wehrt hatten. Wer nicht fotografiert wer-
den will (oder Bedenken hat wegen einer
schwachen Internetverbindung), kann
die Online-Prüfungen an der Hochschule
ablegen. Die Universität Genf weist dar-
auf hin, dass nur 180 der angehenden
Ökonomen darum ersucht hätten, rund
8 Prozent. Das ist zwar nicht viel, aber
mehr, wenn man es mit dem Anteil der
Studenten aller Fakultäten vergleicht, die
ihre Examen trotz Pandemie lieber an
der Uni als zu Hause lösen (1,3 Prozent).
Ein gewisses Unbehagen gegenüber der
neugierigen Webcam dürfte also weiter-
hin vorhanden sein.

Die Hochschulen befinden sich in
einer delikaten Lage: Sie müssen einer-
seits mit Corona-tauglichen Prüfungs-
formen experimentieren. Andererseits
sollen diese neuen Formate fair bzw. si-
cher nicht leichter zu bestehen sein als
vor der Pandemie. Und sie sollten ihren
Studenten auf die Finger schauen kön-

nen:An der Zürcher Hochschule für An-
gewandte Wissenschaften mussten die-
sen Sommer über 100 Disziplinarver-
fahren gegen Wirtschaftsstudenten ein-
geleitet werden, die bei Prüfungen am
Computer geschummelt haben sollen.
Sie hatten sich in Gruppen zusammen-
getan und die Aufgaben aufgeteilt – und
sich mit identischen Fehlern bei densel-
ben Fragen verdächtig gemacht. Oder
Fragen beantwortet, die ihnen gar nicht
gestellt worden waren – weil sie nicht be-
merkt hatten, dass ihre Kolleginnen an
der gleichen Stelle im Fragebogen an-
dere Aufgaben zu lösen hatten, wie die
Hochschule auf Anfrage mitteilt.

Studenten per Webcam oder mit wei-
teren technischen Hilfsmitteln zu über-
wachen, sogenanntes «Proctoring», ist
eine feine Sache, könnte man bei sol-
chen Räubergeschichten meinen. Doch
weit gefehlt: Neben Datenschutzgrün-
den sprechen auch didaktische Über-
legungen gegen solche Massnahmen.
Die ETH Lausanne (EPFL) verzich-
tet bewusst darauf, bei ihren Studentin-
nen Big Brother zu spielen. Rund die
Hälfte der Prüfungen dieses Semesters
findet online statt. Die Dozenten dieser
Module waren angehalten, «intelligente
Fragen» zu stellen, die mehrere Lösun-
gen zulassen – und so das Austauschen
einer einzigen korrekten Antwort unter-
einander verunmöglichen sollen. Prüfun-
gen, die das nicht gewährleisten können,

finden wie früher unter der Aufsicht von
Dozenten und Assistentinnen in Prü-
fungsräumen auf dem Campus statt.
«Wer betrügen will, findet immer einen
Weg», sagt Pierre Dillenbourg, Professor
für Lerntechnologie an der EPFL. «Das
beste Mittel dagegen sind komplexe Auf-
gaben, die Antworten erfordern, die man
nicht auswendig lernen kann.»

Spiegel am Laptop

Mündliche Prüfungen finden an der
EPFL ebenfalls am Bildschirm statt.
Die Pandemie macht erfinderisch: Für
Skizzen, Kurven und weitere Berech-
nungen, die in diesen Tests von Hand zu
erstellen sind, wurden 2000 kleine Spie-
gel verschickt, die die Prüflinge an ihren
Laptop montieren können: Die Webcam
filmt nun nicht geradeaus, sondern das,
was die Studenten vor sich aufzeichnen,
auf einem Blatt Papier. Der Professor
am anderen Ende der Zoom-Verbin-
dung ist live dabei.

«Proctoring» sei auch deshalb abzu-
lehnen, weil es die Privatsphäre der Stu-
denten beeinträchtige. Dillenbourg ver-
weist auch auf eine Umfrage des Stu-
dentenverbands Agepoly von Mitte
November. Dort heisst es, dass die «neue
Normalität» im Studium alles andere als
normal sei, sondern vor allem Stress und
Erschöpfung bedeute. Die EPFL zeigt
sich denn auch weiterhin kulant:Wer die-

sen Winter durchfällt, darf dieselbe Lehr-
veranstaltung in einem der folgenden
Semester ohne Konsequenzen noch ein-
mal besuchen. Die Universität Genf, aber
auch die Universität Zürich etwa haben
sich von dieser Sonderregelung aus dem
Frühlingssemester bereits wieder verab-
schiedet. Strikt zeigt sich auch die Uni-
versität St. Gallen (HSG), die bereits im
Frühling keine folgenlosen Fehlversuche
gewährte. Dafür kommt man den Stu-
denten bei der Prüfungsgestaltung ent-
gegen. Laut einer Umfrage wünschen
sich 87 Prozent der HSG-Studenten,
dass die Semesterprüfungen schriftlich
vor Ort stattfinden und nicht am Com-
puter. Diesem Anliegen steht seit Mitt-
woch nichts mehr im Weg. Es sei denn,
der Kanton St. Gallen erlässt nächste
Woche eine eigene Massnahme, die Prä-
senzprüfungen verbieten würde.

Der Aufwand indes ist beträchtlich:
In den Prüfungsräumen dürfen sich
maximal 50 Kandidaten aufhalten, die
Abstandsregeln müssen eingehalten,
Masken müssen jederzeit getragen wer-
den. Auch die Aufsicht war nicht leicht
zu organisieren. Viele der Helfer, die
normalerweise nach dem Rechten se-
hen, sind pensioniert. Für diese Risiko-
gruppe musste Ersatz gefunden wer-
den – was dank dem Einsatz von vielen
Mitarbeitern der Universität aber gelun-
gen ist, wie von Studiensekretär Marc
Meyer zu erfahren war.
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